
KOMMISSION / DEUTSCHLAND 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
vom 19. Mai 1992 * 

In der Rechtssache C-195/90 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechtsberater Rolf 
Wägenbaur und dureh Ricardo Gosalbo Bono, Juristischer Dienst, als Bevollmäch­
tigte, Zustellungsbevollmächtigter: Roberto Hayder, Juristischer Dienst, Centre 
Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

unterstützt durch 

Königreich Belgien, vertreten durch Rechtsanwalt Eduard Marissens, Brüssel, Zu­
stellungsbevollmächtigte: Rechtsanwältin Lucy Dupong, 14a, rue des Bains, 
Luxemburg, 

Königreich Dänemark, vertreten durch Jørgen Molde, Rechtsberater im Ministe­
rium für auswärtige Angelegenheiten, als Bevollmächtigten, Zustellungsanschrift: 
Botschaft des Königreichs Dänemark, 11b, boulevard Joseph II, Luxemburg, 

Französische Republik, vertreten durch Jean-Pierre Puissochet, Direktor der 
Rechtsabteilung des Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten, und Géraud de 
Bergues, Secrétaire adjoint principal in diesem Ministerium, als Bevollmächtigte, 
Zustellungsanschrift: Französische Botschaft, 9, boulevard Prince Henri, 
Luxemburg, 

Großherzogtum Luxemburg, vertreten durch Fernand Kesseler, Premier conseiller 
de gouvernement im Verkehrsministerium, als Bevollmächtigten, Zustellungsan­
schrift: 19-21, boulevard Royal, Luxemburg, 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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Königreich der Niederlande, vertreten durch A. Bos, Rechtsberater im Ministerium 
für auswärtige Angelegenheiten, und J. W. de Zwaan, stellvertretender Rechtsbe­
rater in diesem Ministerium, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: Botschaft 
des Königreichs der Niederlande, 5, rue C. M. Spoo, Luxemburg, 

Streithelfer, 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Ministerialrat im Bundesministe­
rium für Wirtschaft Ernst Röder und den Regierungsdirektor im Bundesministe­
rium für Wirtschaft Joachim Karl sowie durch Rechtsanwalt Jochim Sedemund, 
Köln, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland, 20-22, avenue Emile Reuter, Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Bundesrepublik Deutschland durch den Erlaß des Ge­
setzes über Gebühren für die Benutzung von Bundesfernstraßen mit schweren 
Lastfahrzeugen vom 30. April 1990 (BGBl. I S. 826) gegen ihre Verpflichtungen 
aus den Artikeln 76, 95 und 5 EWG-Vertrag verstoßen hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten R. Joliét, 
F. A. Schockweiler, F. Grévisse und P. J. G. Kapteyn, der Richter G. F. Man­
cini, C. N. Kakouris, J. C. Moitinho de Almeida, G. C. Rodríguez Iglesias, 
M. Diez de Velasco und M. Zuleeg, 

Generalanwalt: F. G. Jacobs 
Kanzler: J.-G. Giraud 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der Beteiligten in der Sitzung vom 15. Januar 1992, in der die 
Bundesrepublik Deutschland durch Jochim Sedemund und den Staatssekretär im 
Bundesministerium für Wirtschaft Wilhelm Knittel als Bevollmächtigte vertreten 
war, 
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nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 13. 
März 1992, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
23. Juni 1990 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 
169 EWG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland durch den Erlaß des Gesetzes über Gebühren für die Benutzung von 
Bundesfernstraßen mit schweren Lastfahrzeugen vom 30. April 1990 (BGBl. 1990 I 
S. 826; nachstehend: Gesetz vom 30. April 1990) gegen ihre Verpflichtungen aus 
den Artikeln 76, 95 und 5 EWG-Vertrag verstoßen hat. 

2 Mit Artikel 1 des Gesetzes vom 30. April 1990 wird, vorbehaltlich bestimmter Be­
freiungen, eine Gebühr für die Benutzung von Bundesautobahnen und Bundesstra­
ßen außerhalb geschlossener Ortschaften mit Lastfahrzeugen eingeführt, deren zu­
lässiges oder tatsächliches Gesamtgewicht 18 Tonnen übersteigt. 

3 Die Gebühr kann für jeden Zeitraum entrichtet werden, der nach Tagen, Wochen 
oder Monaten bestimmbar ist, jedoch nicht für mehr als ein Jahr. Die Gebühr für 
ein Jahr beträgt je nach Gesamtgewicht des Fahrzeugs 1 000 bis 9 000 DM. Die 
Gebühr für einen Monat, eine Woche oder einen Tag beträgt jeweils den 10ten, 
35sten oder 150sten Teil der Gebühr für ein Jahr, mindestens jedoch 10 DM. 

4 Über die Entrichtung der Gebühr wird eine Bescheinigung ausgegeben, die im 
Fahrzeug mitzuführen ist. Die erforderlichen Kontrollen werden u. a. durch die 
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Polizei- und Zolldienststellen durchgeführt;, Kontrollen an den Grenzen zu Mit-
gliedstaaten dürfen jedoch;nur stichprobenweise aus Anlaß anderer Kontrollen 
durchgeführt werden. 

5 Artikel 2 des Gesetzes vom 30. April 1990 ändert das Kraftfahrzeugsteuergesetz 
und führt für die Zeit vom 1. Juli 1990 bis zum 31. Dezember 1993 besondere 
Kraftfahrzeugsteuersätze, gestaffelt nach dem Gesamtgewicht, ein; der jährliche 
Höchstsatz beträgt für schwere Lastfahrzeuge 3500 DM und für Anhänger 
300 DM. Aufgrund dieser Beschränkung wirkt sich das Gesetz vom 30. April 1990 
für schwere Lastfahrzeuge mit einem Gesamtgewicht über 16 Tonnen und für An­
hänger mit einem Gesamtgewicht über 2,6 Tonnen kraftfahrźeugsteuersenkend 
aus. 

6 Gemäß seinem Artikel 5 tritt das Gesetz vom 30. April 1990 am 1. Juli 1990 in 
Kraft und mit Ablauf des Jahres 1993 außer Kraft. 

7 Nach der Gesetzesbegründung (Drücksache 11/6336, Deutscher Bundestag — '11. 
Wahlperiode, S'. 10) werden mit dem Gesetz vom 30. April 1990 zwei Ziele ver­
folgt: Zum einen soll die Senkung der Kraftfahrzeugsteuer eine Angleichung der 
Wettbewerbsbedingungen zwischen den Güterkraftverkehrsunternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland und denen aus anderen Ländern ermöglichen, und 
zum anderen sollen durch die Einführung der Straßenbenutzungsgebühr der Bei­
trag der deutschen Lastkraftwagen zu den Kosten der Verkehrswege auf dem ge­
genwärtigen Niveau beibehalten und der für unzureichend gehaltene Beitrag der 
gebietsfremden Lastkraftwagen zu diesen Kosten erhöht werden. Das Außerkraft­
treten des Gesetzes zum 31. Dezember í 993 ist im Hinblick darauf vorgesehen, 
daß bis dahin eine Richtlinie des Rates zur Anlastung der Wegekosten auf Ge­
meinschaftsebene erlassen und in nationales Recht umgesetzt worden sein soll. 

s Aus den Akten geht hervor, daß. der Entwurf des fraglichen Gesetzes gemäß der 
Entscheidung des Rates vom 21. März 1962 über die Einführung eines Verfahrens 
zur vorherigen Prüfung und Beratung künftiger Rechts- und Verwaltungsvor-
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schriften der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Verkehrs (ABl. 1962, Nr. 23, 
S. 720) in der durch die Entscheidung 73/402/EWG des Rates vom 22. November 
1973 (ABl. L 347, S. 48) geänderten Fassung am 21. März 1989 der Kommission 
zur Beratung übermittelt worden war. 

9 In ihrer Stellungnahme, die sie am 15. Juni 1989 gemäß der genannten Entschei­
dung abgab, gelangte die Kommission zu dem Ergebnis, daß die Einführung einer 
Straßenbenutzungsgebühr in der Bundesrepublik Deutschland in Verbindung mit 
einer entsprechenden Senkung der deutschen Kraftfahrzeugsteuer, die sich wegen 
der zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den anderen Mitgliedstaaten 
abgeschlossenen bilateralen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
von Kraftfahrzeugen (nachstehend: bilaterale Abkommen) nur zugunsten der deut­
schen Verkehrsunternehmen auswirke, nicht mit den Artikeln 76 und 95 EWG-
Vertrag vereinbar sei und daß die Bundesrepublik Deutschland dadurch ihre Ver­
pflichtungen zur Zusammenarbeit und Gemeinschaftstreue im Sinne von Artikel 5 
EWG-Vertrag verletze, da sie die Kommissionvorschläge zur Verwirklichung der 
Vertragsziele auf dem Gebiet der gemeinsamen Verkehrspolitik in Gefahr bringe. 

10 Nachdem die Kommission im März 1990 vom Beschluß des Gesetzes durch den 
Bundestag erfahren hatte, hat sie gegen die Bundesrepublik Deutschland das Ver­
fahren des Artikels 169 EWG-Vertrag eingeleitet und mit der vorliegenden Klage 
den Gerichtshof angerufen. 

1 1 Mit Beschlüssen des Gerichtshofes vom 4. Juli 1990 sind das Königreich Belgien, 
das Königreich Dänemark, die Französische Republik, das Großherzögtum Lu­
xemburg und das Königreich der Niederlande als Streithelfer zur Unterstützung 
der Anträge der Kommission zugelassen worden. 

12 Mit Beschluß vom 12. Juli 1990 hat der Gerichtshof einem von der Kommission 
gemäß Artikel 186 EWG-Vertrag gestellten Antrag auf einstweilige Anordnung 
stattgegeben und angeordnet, daß die Bundesrepublik Deutschland „die Erhebung 
der im Gesetz über Gebühren für die Benutzung von Bundesfernstraßen mit 
schweren Lastfahrzeugen vom 30. April 1990 vorgesehenen Straßenbenutzungsge-
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bühr für die in den anderen Mitgliedstaaten zugelassenen Fahrzeuge bis zum Erlaß 
des Urteils zur Hauptsache [aussetzt]". 

1 3 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrensablaufs und des Par­
teivorbringens wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im fol­
genden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

Zu Artikel 76 EWG-Vertrag 

1 4 Die Kommission und mit ihr die belgische, die französische und die niederländi­
sche Regierung sind der Auffassung, durch die Einführung einer Straßenbenut­
zungsgebühr für alle Benutzer, unabhängig von der Staatsangehörigkeit, und die 
gleichzeitige Senkung der Kraftfahrzeugsteuer, die wegen der zwischen der Bun­
desrepublik Deutschland und den anderen Mitgliedstaaten geschlossenen bilatera­
len Abkommen in Wirklichkeit nur von den in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässigen Verkehrsunternehmen zu zahlen sei, werde eine Artikel 76 EWG-Ver­
trag zuwiderlaufende Diskriminierung zwischen diesen und den Verkehrsunter­
nehmen der anderen Mitgliedstaaten hervorgerufen, da die in der Straßenbenut­
zungsgebühr liegende neue Belastung für letztere nicht durch die Senkung der 
Kraftfahrzeugsteuer ausgeglichen werde. 

15 Die Kommission führt außerdem aus, daß die Bundesrepublik Deutschland gegen 
die Stillhaltebestimmung des Artikels 76 EWG-Vertrag verstoßen habe, die es den 
Mitgliedstaaten „bis zum Erlaß der in Artikel 75 Absatz 1 genannten Vorschrif­
ten ..., es sei denn, daß der Rat einstimmig etwas anderes billigt", verbiete, eine 
Maßnahme wie das Gesetz vom 30. April 1990 zu erlassen. 

16 Die deutsche Regierung macht geltend, daß Artikel 76 nicht den Erlaß aller natio­
nalen Maßnahmen verbiete, die zu einer Besserstellung der inländischen Verkehrs­
unternehmen oder zu einer Schlechterstellüng der Verkehrsunternehmen der ande­
ren Mitgliedstaaten führten, sondern nur den Erlaß von „Vorschriften", die sich 
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auf die Lage der Verkehrsunternehmen der anderen Mitgliedstaaten, wie sie sich 
aus den bei Inkrafttreten des Vertrages geltenden nationalen Vorschriften ergebe, 
ungünstiger auswirkten als auf die der inländischen Verkehrsunternehmen. 

17 Die Ursache für die Verschlechterung der Lage der Verkehrsunternehmen der an­
deren Mitgliedstaaten liege jedoch nicht in dem Gesetz vom 30. April 1990, son­
dern in den zwischen der Bundesrepublik Deutschland und allen anderen Mit­
gliedstaaten geschlossenen bilateralen Abkommen. Diese Abkommen seien zum ei­
nen keine „Vorschriften" im Sinne des Artikels 76 EWG-Vertrag, und zum ande­
ren seien einige dieser Abkommen nach Inkrafttreten des Vertrages geschlossen 
worden, so daß sich die Lage der Verkehrsunternehmen aus den betreffenden Mit­
gliedstaaten gegenüber der vor Inkrafttreten des Vertrages bestehenden nicht ver­
schlechtert, sondern im Gegenteil verbessert habe. Was außerdem die vor Inkraft­
treten des Vertrages geschlossenen Abkommen betreffe, so entspreche das Gesetz 
vom 30. April 1990 in seinen wirtschaftlichen Auswirkungen einer bloßen Teilkün­
digung, einer Maßnahme also, die ebenso wie der Abschluß der Abkommen nicht 
unter das Verbot des Artikels 76 falle. 

18 Um über die Begründetheit des Vorwurfs der Kommission zu entscheiden, ist zu­
nächst darauf hinzuweisen, daß die Mitgliedstaaten die Ziele des Vertrages auf 
dem Gebiet des Verkehrs gemäß Artikel 74 EWG-Vertrag „im Rahmen einer ge­
meinsamen Verkehrspolitik" verfolgen. Zur Verwirklichung dieser gemeinsamen 
Politik obliegt dem Rat der Erlaß einer Reihe von Maßnahmen, die in Artikel 75 
Absatz 1 vorgesehen sind. 

19 Nach Artikel 76 darf ein Mitgliedstaat „bis zum Erlaß der in Artikel 75 Absatz 1 
genannten Vorschriften ... die verschiedenen, bei Inkrafttreten dieses Vertrages auf 
diesem Gebiet geltenden Vorschriften in ihren unmittelbaren oder mittelbaren Aus­
wirkungen auf die Verkehrsunternehmer anderer Mitgliedstaaten im Vergleich zu 
den inländischen Verkehrsunternehmern nicht ungünstiger gestalten, es sei denn, 
daß der Rat einstimmig etwas anderes billigt". 
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20 Mit dieser Vorschrift soll verhindert werden,. daß die Einführung der gemeinsamen 
Verkehrspolitik durch den Rat dadurch erschwert oder behindert wird, daß ohne 
Billigung des Rates nationale Maßnahmen erlassen werden, die unmittelbar oder 
mittelbar bewirken würden, daß die Lage, in der sich in einem Mitgliedstaat die 
Verkehrsunternehmen der anderen Mitgliedstaaten befinden, im Vergleich zu den 
inländischen Verkehrsunternehmen in einem für erstere ungünstigen Sinne verän­
dert wird. 

21 Dagegen hindert Artikel 76 einen Mitgliedstaat nicht am Erlaß von Maßnahmen, 
die sich für die inländischen Verkehrsunternehmen Und die Verkehrsunternehmen 
der anderen Mitgliedstaaten gleich ungünstig auswirken. 

22 Im vorliegenden Fall ist jedoch zum einen unstreitig, daß der Rat zur Zeit des 
Erlasses des Gesetzes vom 30. April 1990 keine Regelung über Gebühren für die 
Straßenbenutzung durch schwere Lastfahrzeuge nach Artikel 75 Absatz 1 erlassen 
hatte. 

23 Zum anderen ist festzustellen, daß das Gesetz vom 30. April 1990, indem es die 
neue Belastung, die in der von allen Verkehrsunternehmen zu zahlenden Straßen­
benutzungsgebühr liegt, in erheblichem Umfang durch eine nur den inländischen 
Verkehrsunternehmen zugute kommende Senkung der Kraftfahrzeugsteuer aus­
gleicht, bewirkt, daß die Lage,der Verkehrsunternehmen der anderen Mitglied­
staaten im Vergleich zu der der inländischen Verkehrsunternehmen in einem für 
erstere ungünstigen Sinne verändert wird. 

24 Zu den Argumenten, die die deutsche Regierung aus den von der Bundesrepublik 
Deutschland mit den anderen Mitgliedstaaten geschlossenen bilateralen Abkom­
men ableitet, ist zunächst festzustellen, daß die unmittelbare Ursache für die Ver­
schlechterung der Lage der Verkehrsunternehmen der anderen Mitgliedstaaten im 
Vergleich zur Lage der inländischen Verkehrsunternehmen nicht in diesen Abkom­
men, sondern in dem Gesetz vom 30. April 1990 liegt, ohne das sich die beste­
hende Lage nicht geändert hätte. 
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25 Des weiteren schließt der Wortlaut von Artikel 76 nicht aus, daß zu den „verschie­
denen, bei Inkrafttreten dieses Vertrages auf diesem Gebiet geltenden Vorschrif­
ten" auch von einem Mitgliedstaat geschlossene bilaterale Abkommen gehören. 
Solche Abkommen sind im Gegenteil, da sich die zu diesem Zeitpunkt bestehende 
Lage auch nach ihnen bestimmt, bei der Prüfung, ob sich diese Lage geändert hat, 
zu berücksichtigen. 

26 Schließlich würde das Ziel des Artikels 76, das darin besteht, dem Rat die Einfüh­
rung der gemeinsamen Verkehrspolitik zu erleichtern, gefährdet, wenn Artikel 76 
es einem Mitgliedstaat erlauben würde, den Verkehrsunternehmen der anderen 
Mitgliedstaaten den Vorteil etwaiger Maßnahmen zu entziehen, durch die die 
Lage dieser Unternehmen im Vergleich zur Lage der inländischen Verkehrsunter­
nehmen günstiger gestaltet werden soll. Daher ist zwischen den bilateralen Ab­
kommen nicht danach zu unterscheiden, ob sie vor oder nach Inkrafttreten des 
Vertrages geschlossen wurden. 

27 Außerdem bestimmt die Entscheidung 65/271 /EWG des Rates vom 13. Mai 1965 
über die Harmonisierung bestimmter Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisen­
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen (ABl. 1965, Nr. 88, 
S. 1500), die insbesondere auf der Grundlage des Artikels 75 EWG-Vertrag er­
gangen ist und mit der nach ihrer ersten Begründungserwägung „die Beseitigung 
der Unterschiede..., die geeignet sind, die Wettbewerbsbedingungen im Verkehr 
wesentlich zu verfälschen", angestrebt wird, in ihrem Artikel 1 Buchstabe a aus­
drücklich: „Es werden ... mit Wirkung vom 1. Januar 1967 die Doppelbesteuerun­
gen von Kraftfahrzeugen beseitigt, die sich aus deren Verwendung für Beförde­
rungen in einem anderen Mitgliedstaat als demjenigen ergeben, in dem sie zugelas­
sen sind". 

28 Die deutsche Regierung macht ferner geltend, das Gesetz vom 30. April 1990 sei 
dadurch gerechtfertigt, daß es nicht nur die Angleichung der Wettbewerbsbedin­
gungen zwischen den deutschen Verkehrsunternehmen und denen der anderen 
Mitgliedstaaten zum Ziel habe, sondern auch, und zwar gleichrangig, den Um-
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weltschutz, indem es die Verlagerung des Straßenverkehrs auf die umweltverträgli­
cheren Verkehrsträger Schiene und Binnenschiffahrt begünstigen wolle. 

29 Insoweit ist zunächst festzustellen, daß der Umweltschutz nach der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes ein wesentliches Ziel der Gemeinschaft ist, dessen Bedeu­
tung im übrigen durch die Einheitliche Europäische Akte bestätigt worden ist (vgl. 
Urteil vom 20. September 1988 in der Rechtssache 302/86, Kommission/Däne­
mark, Slg. 1988, 4607). 

30 Wie sich aus Randnummer 21 des vorliegenden Urteils ergibt, verbietet Artikel 76 
nicht nationale Maßnahmen, die ein solches Ziel durch Erhöhung des Beitrags der 
schweren Lastfahrzeuge zu den Wegekosten anstreben, sondern nur Maßnahmen, 
die wie das Gesetz vom 30. April 1990 bewirken, daß die Lage, in der sich die 
Verkehrsunternehmen der anderen Mitgliedstaaten befinden, im Vergleich zu den 
inländischen Verkehrsunternehmen in einem für erstere ungünstigen Sinne verän­
dert wird. 

31 Ferner sollen mit dem Gesetz vom 30. April 1990 seiner Begründung zufolge zu­
gleich der Beitrag der deutschen Lastkraftwagen zu den Kosten der Verkehrswege 
auf dem gegenwärtigen Niveau beibehalten und der für unzureichend gehaltene 
Beitrag der gebietsfremden Lastkraftwagen zu diesen Kosten erhöht werden. Unter 
diesen Umständen ist nicht erwiesen, daß das Gesetz vom 30. April 1990 geeignet 
ist, eine Verlagerung des Straßenverkehrs auf die Verkehrsträger Schiene und Bin­
nenschiffahrt und nicht vielmehr eine Erhöhung der Marktanteile der deutschen 
Verkehrsunternehmen zu Lasten der Verkehrsunternehmen der anderen Mitglied­
staaten herbeizuführen. 

32 Schließlich hat die deutsche Regierung in der mündlichen Verhandlung geltend 
gemacht, daß das Gesetz vom 30. April 1990 im Hinblick auf die Vertragsvor­
schriften über den Verkehr insofern gerechtfertigt sei, als seine Geltungsdauer in 
der Erwartung eines Tätigwerdens des Gemeinschaftsgesetzgebers zur Durchfüh­
rung einer gemeinsamen Politik auf diesem Gebiet beschränkt sei. 
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33 Dieses Argument ist zurückzuweisen. Der Umstand, daß eine gemeinsame Ver­
kehrspolitik noch nicht verwirklicht worden ist, berechtigt die Mitgliedstaaten 
nämlich nicht zum Erlaß nationaler Rechtsvorschriften, und sei es auch solcher mit 
beschränkter Geltungsdauer, die mit den Anforderungen des Artikels 76 E W G -
Vertrag unvereinbar sind. Eine einseitige Änderung der bestehenden Lage zu La­
sten der Verkehrsunternehmen der anderen Mitgliedstaaten ist im Gegenteil als 
Behinderung der Durchführung der im Vertrag vorgesehenen gemeinsamen Ver­
kehrspolitik anzusehen, bei der die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Probleme zu berücksichtigen und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährlei­
sten sind (vgl. Urteil vom 7. November 1991 in der Rechtssache C-17/90, Pinaud 
Wieger, Slg. 1991, 1-5253, Randnr. 11). 

34 Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, daß die Rüge der Verletzung von 
Artikel 76 EWG-Vert rag begründet ist. 

Zu Artikel 95 EWG-Vertrag 

35 Zur Rüge der Verletzung von Artikel 95 EWG-Vertrag genügt es, festzustellen, 
daß die diskriminierenden Wirkungen, die das Gesetz vom 30. April 1990 mög­
licherweise auf eingeführte Waren hat, jedenfalls nur die unmittelbare Folge des 
Umstands wären, daß das Gesetz die Verkehrsunternehmen der anderen Mitglied­
staaten unter Verletzung von Artikel 76 EWG-Vertrag schwerer trifft als die inlän­
dischen Verkehrsunternehmen. Es braucht folglich nicht geprüft zu werden, ob das 
Gesetz auch Artikel 95 EWG-Vertrag zuwiderläuft. 

Zu Artikel 5 EWG-Vertrag 

36 Zur Rüge der Verletzung von Artikel 5 EWG-Vertrag ist zunächst festzustellen, 
daß Artikel 76 EWG-Vertrag im Bereich des Verkehrs die Konkretisierung der 
allgemeinen, den Mitgliedstaaten durch Artikel 5 EWG-Vertrag auferlegten Ver­
pflichtung darstellt, alle Maßnahmen zu unterlassen, die die Verwirklichung der 
Ziele des Vertrages gefährden könnten, da Artikel 76 verhindern soll, daß die Ein-
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führung der allgemeinen Verkehrspolitik durch den Rat, eines der in Artikel 3 
EWG-Vertrag aufgezählten Ziele, durch einseitige Maßnahmen der Mitgliedstaa­
ten erschwert wird. 

37 Die verschiedenen Maßnahmen der Gemeinschaft, die die Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Vorbringen der Kommission durch den Erlaß des Gesetzes 
vom 30. April 1990 behindert haben soll, fallen sämtlich in den Bereich des Ver­
kehrs. 

38 Da feststeht, daß die Bundesrepublik Deutschland durch den Erlaß des Gesetzes 
vom 30. April 1990 gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 76 EWG-Vertrag ver­
stoßen hat, braucht folglich ein eigenständiger Verstoß dieses Mitgliedstaats gegen 
Artikel 5 EWG-Vertrag nicht mehr festgestellt zu werden. 

39 Nach alledem hat die Bundesrepublik Deutschland durch den Erlaß des Gesetzes 
über Gebühren für die Benutzung von Bundesfernstraßen mit schweren Lastfahr­
zeugen vom 30. April 1990 gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 76 EWG-Ver­
trag verstoßen. 

Kosten 

40 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Bundesrepublik Deutschland mit ihrem 
Vorbringen im wesentlichen unterlegen ist, sind ihr die Kosten einschließlich der 
Kosten des Verfahrens der einstweiligen Anordnung aufzuerlegen. Das Königreich 
Belgien, das Königreich Dänemark, die Französische Republik, das Großherzog­
tum Luxemburg und das Königreich der Niederlande tragen als Streithelfer nach 
Artikel 69 § 4 der Verfahrensordnung ihre eigenen Kosten. 
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KOMMISSION / DEUTSCHLAND 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Bundesrepublik Deutschland hat durch den Erlaß des Gesetzes über Gebüh­
ren für die Benutzung von Bundesfernstraßen mit schweren Lastfahrzeugen vom 
30. April 1990 gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 76 EWG-Vertrag versto­
ßen. 

2) Die Bundesrepublik Deutschland trägt die Kosten des Verfahrens einschließlich 
der Kosten des Verfahrens der einstweiligen Anordnung. 

3) Das Königreich Belgien, das Königreich Dänemark, die Französische Republik, 
das Großherzogtum Luxemburg und das Königreich der Niederlande, Streithel­
fer, tragen ihre eigenen Kosten. 

Due Joliét Schockweiler Grévisse 

Kapteyn Mancini Kakouris Moitinho de Almeida 

Rodríguez Iglesias Díez de Velasco Zuleeg 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 19. Mai 1992. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident 

O.Due 
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